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B eb auungsp lan  „N eu es W ohnen  G ü g lin g s tra ß e " in Schw äb isch  G m ünd-B ettringen

Sehr geehrter Herr O berbürgerm eister A rno ld ,

zu o. g. Bebauungsplan teilen w ir nachstehende Anregungen und Inform ationen mit, die für 
die Ermittlung der Bewertung des Abw ägungsm ateria ls und für die Umweltprüfung zw eck­
dienlich s ind :

Geschäftsbereich Umwelt und Gewerbeaufsicht

Gew erbeaufsicht
(Herr M üller, Tel. 07361 5 0 3 -1 1 8 8 )

Mit der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans möchte die Stadt Schwäbisch Gm ünd 
noch unbebaute G ew erbegebietsflächen mit Flächen für W ohnbebauung überplanen, um so 
die anhaltend hohe N achfrage nach W ohnraum  bedienen zu können.
Das ca. 8 ,9 6  ha große Plangebiet befindet sich südwestlich des Gewerbegebiets „G üg lin g " 
und erstreckt sich nördlich und südlich der G üg lingstraße , die im Zuge des Bebauungsplans 
umgestaltet und ausgebaut w ird . Die Planungen sch ließen auch das nicht umgesetzte G e ­
werbegebiet „Ebenäcker" zw ischen der Reutestraße und der Heubacher Straße mit e in , w e l­
ches als Fläche für die Landw irtschaft festgesetzt w ird .
Im Norden und Westen grenzen bebaute W ohngebiete an die P lanfläche. Ö stlich  verläuft 
die L1 1 61 vor Beginn des Gewerbegebiets.
Der Geltungsbereich ist im Osten bereits mit einem Fitnesscenter bebaut, sodass hier ein 
kleines eingeschränktes Gew erbegebiet entstehen soll.
Im Bereich nordwestlich des Kreisverkehrs ist eine M ischgebietsfläche für D ienstleistungen, 
Läden etc. vorgesehen.

Aufgrund von m öglicher Lärm belastung durch Verkehr und G ew erbe , wurde das Ingenieur­
büro Heine + Jud mit e iner schalltechnischen Untersuchung beauftragt.
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Nach der Beurteilung der Schallim m issionen durch den Straßenverkehr treten an allen  au s­
gewählten Im m issionsorten (verteilt über das Plangebiet) Überschreitungen von sowohl den 
Beurteilungspegeln der DIN 18005  a ls auch der 16. BIm SchV auf. Die Pegel erreichen dabei 
Werte bis 66 db(A) tags und 58  dB(A) nachts im allgem einen W ohngebiet sowie bis 70 
dB(A) tags und 61 dB(A) nachts im M ischgebiet.
Der „Schwellenw ert der Gesundheitsgefährdung" von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts 
werden in Teilen des M ischgebiets und des eingeschränkten Gewerbegebiets überschritten. 
Nach der Beurteilung der Schallim m issionen durch das Gew erbe treten an der dem G ew er­
begebiet zugewandten Seite des allgem eines W ohngebiets Überschreitungen von bis zu 3 
dB(A) tags und nachts auf. Auch an dem dahinter geplanten Baufenster ist nachts mit 2 
dB(A) überschrittenen Im m issionsrichtwerten zu rechnen. Für die Nachtzeit wurden im Bau­
fenster des allgem einen W ohngebiets südlich der G üg lingstraße , westlich des e ingeschränk­
ten G ew erbegebiets, Spitzenpegel bis zu 3 dB(A) über der Zu lässigkeit prognostiziert.

Durch die Ausweisung weiterer W ohngebiete in nächster N ähe zum Gew erbegebiet „G üg- 
ling" wird die schon jetzt nicht optim ale Situation weiter verschärft und weiteres Konfliktpo­
tential geschaffen . Es besteht somit die M öglichkeit eines Interessenskonflikts zw ischen ge­
wünschter W ohnruhe einerseits und Ausübung ggf. auch Erweiterung der gewerblichen T ä ­
tigkeit der bereits ansässigen Firmen andererseits.
Laut Heine + Jud werden die Imm issionsrichtwerte nachts für a llgem eine W ohngebiete be­
reits heute von der Fa. V aas ausgeschöpft. Die schalltechnische Untersuchung berücksich­
tigte z. B. bei den Em issionen der technischen Anlagen der Fa. V aas nur eine um 3 dB(A) 
verm inderte Schallabstrah lung . Die tatsächlich  vorherrschenden Im m issionen könnten somit 
noch höher liegen.
Es w äre zw eckm äßig , zunächst mit den betroffenen Betrieben abzuk lären , inwieweit bereits 
durch betriebliche organisatorische/technische M aßnahm en eine Reduzierung der gew erb li­
chen Schallem issionen erreicht werden kann.

Die m aßgebliche Schallque lle stellt an allen  Im m issionsorten jedoch der S traßenverkehr dar.

Im Beiblatt 1 zur DIN 1 8 0 0 5 , Teil 1 wird unter der Nr. 1 .2 e ingeräum t, dass wenn im Rah­
men der Abwägung mit p lausib ler Begründung von den O rientierungswerten abgewichen 
werden so ll, weil andere Belange überw iegen, ein Ausgleich durch geeignete M aßnahm en 
geschaffen werden sollte. Dies könne beispielsweise durch geeignete G ebäudeanordnung 
und G rundrissgestaltung oder durch bauliche Schallschutzm aßnahm en , insbesondere für 
Sch lafräum e geschehen.
Aufgrund der festgestellten Überschreitungen werden durch das Ingenieurbüro Heine + Jud 
Schallschutzm aßnahm en vorgeschlagen und in den Textteil des Bebauungsplans übernom ­
men.
Diese beinhalten u. a . eine angepasste Grundrissgestaltung (O rientierung von schutzbedürf­
tigen Wohn- und Schlafräum en zur lärm abgew andten Seite hin), Schallschutzfenster mit ggf. 
Lüftungseinrichtungen, auf den Lärm pegelbereich abgestimm te Außenbauteile mit Sch a ll­
däm m m aßen nach DIN 4 1 0 9 .

Aktiven Schallschutzm aßnahm en ist dabei grundsätzlich der Vorzug zu geben.
Einer Erhöhung des bestehenden Lärm schutzbauwerks entlang der L1161 stehen a llerd ings 
laut Begründung die entsprechende Finanzierung und m angelnde Flächenverfügbarkeit ent­
gegen.

W ie bereits in der schalltechnischen Untersuchung aufgeführt, stellen passive Schallschutz­
m aßnahm en , abgesehen von der angepassten O rientierung schutzbedürftiger Räum e, kein 
geeignetes Mittel gegen G ew erbelärm  dar.
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Aufgrund der Überschreitungen von sowohl den Beurteilungspegeln der DIN 18005  als 
auch der 1 6 . BImSchV sind aus unserer Sicht keine gesunden W ohnverhältn isse gegeben 
und es bestehen Bedenken gegenüber dem Vorhaben. Bei Beurteilungspegeln von über 45  
dB(A) ist selbst bei nur teilweise geöffnetem Fenster ungestörter Sch laf häufig nicht mehr 
m öglich.

Sollte an dem Vorhaben festgehalten w erden, regen w ir an , die Planung dahingehend zu 
überdenken, das geplante M ischgebiet nach Norden entlang der L1 161 zu erweitern. G g f. 
ist auch eine Ausweisung der westlich des eingeschränkten Gewerbegebiets liegenden Bau­
fenster als M ischgebiet vorteilhaft.

Darüber h inaus weisen w ir darau f hin, dass sich nordwestlich des Plangebiets wohl ein 
„Bo lzp latz" befindet. Das N ebeneinander von W ohnbebauung und Sport - und Fre ize itan la­
gen wird mittlerweile aus im m issionsschutzrechtlicher Sicht a ls nicht unproblem atisch ang e­
sehen, häufen sich doch in den letzten Jah ren  die Beschwerden gegen den Lärm , der von 
solchen Anlagen ausgeht. In w elcher G rößenordnung sich die G eräuscheinw irkungen bewe­
gen, kann nicht abgeschätzt w erden, da dies im W esentlichen davon abhängt, w ie lang und 
mit w elcher Intensität die Anlagen genutzt werden.

Der Hinweis auf den „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationä­
ren G eräten" zur Vorbeugung von Lärm beschwerden durch die betreffenden stationären 
G eräte  (z. B. Luft-W ärm e-Pum pen) wurde erfreu licherweise bereits in den Textteil des Be­
bauungsplanentwurfs eingearbeitet.

Im Rahmen der späteren Bauausführung sind die A llgem eine Verwaltungsvorschrift zum 
Schutz gegen Baulärm  -  Geräusch im m issionen -  (AVV Baulärm ) und die dort unter 3 .1 . fest­
gesetzten Imm issionsrichtwerte zu beachten und einzuhalten.

Geschäftsbereich Wasserwirtschaft
(Herr M ayer, Tel. 07961 5 6 7 -3 4 2 5 )

Abwasserbeseitigung
Das Plangebiet ist in dem Sanierungsgebiet „Verbesserung der RW -Behandlung im EZG  RÜB 
Uhland schule" enthalten, das bisher abw assertechnische Defizite aufweist.
Dem Bebauungsplan kann vorbehaltlich nur zugestimm t w erden, wenn vor der Erschließung 
die notwendigen San ierungsm aßnahm en der o .g . Verbesserung umgesetzt werden. Es sind 
auch die noch fehlenden aktuellen Nachweise der Schm utzfrachtberechnung im Rahmen der 
weiteren Planungen vorzulegen.

O berird ische G ew ässer e insch ließ lich  G ew ässerbau  und Hochwasserschutz 
Die Stellungnahm e des SG  A bw asser wird aufgrund der gew ässerökologischen Ausw irkun­
gen durch überlastete Kanalsystem  (z.B . RÜ-Heubacher Straße) betont.

W asserversorgung einsch ließ lich  W asserschutzgebiete 
Zustim m ung.

Altlasten und Bodenschutz
Soll innerhalb  des G eltungsbereichs des Bebauungsplans für ein Vorhaben (z .B . Ersch lie­
ßung) auf einer nicht versiegelten , nicht baulich veränderten oder unbebauten Fläche von 
mehr a ls 0 ,5  Hektar auf den Boden eingewirkt w erden, so hat der Vorhabenträger auf 
G rund lage des Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetzes (§ 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- 
und A ltlasten-Gesetz) für die Planung und Ausführung des Vorhabens zur Gew ährle istung
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eines sparsam en , schonenden und haushälterischen Um gangs mit dem Boden ein Boden­
schutzkonzept zu erstellen und der zuständigen unteren Bodenschutz- und A ltlastenbehörde 
vorzu legen. Bei zulassungsfreien
Vorhaben hat dies sechs W ochen vor Beginn der Baum aßnahm en zu erfolgen und bei zu la s­
sungspflichtigen Vorhaben ist das Bodenschutzkonzept zusam m en mit den A ntragsunterla­
gen vorzulegen.

Die A ltablagerung befindet sich u .a . auf dem Flurstück Nr. 1458  und Nr. 1 4 5 7 , im südwest­
lichen Bereich des Bebauungsplanes.

Unverm eidbare Eingriffe in Natur und Landschaft sind nach § 15 BN atSchG  auszugleichen 
oder durch Ersatzm aßnahm en zu kom pensieren.
Der Verlust des Schutzguts Boden wurde im Umweltbericht mit 8 0 58 2  Ökopunkten b ilan ­
ziert. Die vom Fachp laner aufgestellte B ilanzierung ist nachvo llz iehbar und p lausibel.
Eine Berücksichtigung des bodenschutzrechtlichen Eingriffs im Rahmen einer gesam tnatur­
schutzrechtlichen Betrachtung ist möglich und muss daher mit der unteren Naturschutzbe­
hörde (Frau Frey) abgestim m t werden.

Geschäftsbereich Landwirtschaft
(Frau N uding, Tel. 0 7 9 6 1 -9 0 5 9 -3 6 3 0 )

Eine bisher a ls G ew erbegebiet ausgew iesene Fläche soll zukünftig als F läche für Landw irt­
schaft (ca. 6 ,2 8  ha), als W ohngebiet (ca. 1 ,14  ha), Gew erbegebiet (ca. 0 ,3  ha) und M isch­
gebiet (ca. 0,1 1 ha) ausgewiesen werden. Das Plangebiet umfasst insgesam t ca . 8 ,9 6  ha. 
Insgesam t soll die G üg lingstraße im Schwäbisch G m ünder Ortsteil Bettringen durch den Be­
bauungsplan ausgebaut und umgestaltet werden. Auf der Fläche für W ohnen sollen insge­
sam t 20 Bauplätze mit 1 33 W ohneinheiten entstehen, die W ohnraum  für ca . 26 8  neue Be­
wohner schaffen so llen . Dies soll durch den Bau von M ehrfam ilienhäusern  realisiert werden.

Die geplante W ohnbebauung soll au f den Flurstücken Nr. 1 5 76 , 8 8 3 , 1 4 5 7 , 9 2 5 /2 , 1 4 58 , 
7 2 8 /5 , 7 2 8 /6 , 72 8/7  und 728/1 stattfinden. Das Flurstück Nr. 728/1 wird aktuell landw irt­
schaftlich als W iese genutzt. Das G rün land  dient dem landwirtschaftlichen Betrieb . . ........ 
​...................... mit a ls Futtergrundlage für dessen Rinder.
Der Bereich des Plangebietes südlich der G üg lingstraße ist im aktuell rechtkräftigen F lä ­
chennutzungsplan 2 0 2 0  „Schw äbisch Gm ünd -  W aldstetten", als F läche für Landwirtschaft 
ausgew iesen. H ierzu zählen  auch die Flurstücke Nr. 7 2 8 /5 , Nr. 7 2 8 /6 , Nr. 7 2 8 /7  und Nr. 
7 2 8 /1 , die zukünftig a ls W ohngebiet ausgewiesen werden sollen .

Das Plangebiet ist im Regionalp lan a ls geplante Fläche für Siedlung und W ohnen sowie 
landw irtschaftlicher bzw. sonstiger F läche dargestellt. Die landwirtschaftliche/sonstige F lä ­
che erstreckt sich auch über das oben bereits erwähnte landwirtschaftlich genutzte Flurstück 
Nr. 7 2 8 /1 . Somit entspricht der Bebauungsplan nur teilweise den Festsetzungen des aktuel­
len gültigen Regionalp lans Ostwürttem berg.

Nach der F lurb ilanz Baden-W ürttem berg ist das gesam te Plangebiet nach der F lächenb i­
lanzkarte a ls Vorrangflu r Stufe 2 dargestellt und sollte deshalb der landwirtschaftlichen Nut­
zung vorbehalten werden. Dies betrifft auch die F lächen , die a ls W ohn-, Misch- und G e w er­
begebiet ausgew iesen werden sollen.

Aufgrund dieser aufgeführten Punkte g ru n d sä tz lich e  lan d w irtsch a ftlich e  Bedenken .

Da durch die Planung laut Um weltbericht (S. 51) ein Eingriffsdefizit vorliegt, werden höchst­
w ahrschein lich  externe A usg le ism aßnahm en notwendig sein . D iese sind jedoch noch nicht



Seite 5/6

aus den Planunterlagen ersichtlich. Für die externen Ausg leichsm aßnahm en sollten keine 
landwirtschaftlich genutzten Flächen herangezogen werden. Falls entgegen der Empfehlung 
des G eschäftsbereichs Landwirtschaft doch landwirtschaftlich genutzte Flächen von den A us­
g leichsm aßnahm en betroffen sind , sind diese frühzeitig mit uns abzustim m en, dam it Kon­
flikte verm ieden werden können.

G rundsätzlich  ist es sehr zu begrüßen, dass ein Plangebiet überwiegend als F läche für Land­
w irtschaft ausgew iesen werden so ll, diese sollte jedoch auch langfristig in gleichem  Umfang 
erhalten bleiben.
Unter der M aßgabe, dass für die w ahrschein lich  notwendigen externen A usg le ichsm aßnah­
men keine landwirtschaftlichen Flächen genutzt w erden , können die Bedenken zurückgestellt 
werden.

Geschäftsbereich Naturschutz
(Frau H äge le , Tel. 07361 5 0 3 -1 8 7 4 )

Vor allem  bei den nördlich der G üg lingstraße befindlichen geplanten Bauflächen handelt es 
sich um ökologisch äußerst hochwertige Bereiche. D ie  dortigen unterschiedlichen Strukturen 
(O bstbäum e, Eichen, Hecken und Brachflächen) bieten einer V ie lzah l von Tier- und Pflan­
zenarten einen wichtigen Lebensraum .
Aus diesem  Grund wurde bereits in unserer Stellungnahm e vom 1 4 .1 2 .2 0 1 8  zur W ohnbau­
fläche BtW2 „W ohnen G üg lingstraße , Teil Nord" der Fortschreibung des Flächennutzungs­
planes ausgeführt, dass „sich auf der Fläche eine V ielzah l von ökologisch hochwertigen 
Strukturen befindet. Neben Streuobstbäum en sind auch ausgedehnte Heckenstrukturen vo r­
handen, bei denen sich selbst im Novem ber gezeigt hat, dass diese von einer V ie lzah l von 
Vögeln als Lebensraum  genutzt werden. Somit stellt diese Fläche eine natürliche grüne 
O ase  d a r, die insbesondere für den Artenschutz eine sehr hohe W ertigkeit besitzt. Vor d ie­
sem Hintergrund wird dringend angeregt, diese Baufläche kritisch zu überprüfen."

Die Bebauung der vorgenannten Flächen wird auch weiterhin aus den vorgenannten G rü n ­
den a ls äußerst kritisch beurteilt.

In den Bebauungsplanunterlagen befinden sich unterschiedliche Ausführungen zur Q ualität 
des im geplanten G ebiet befindlichen Streuobstbestandes. Im H inblick au f § 33 a N atur­
schutzgesetz sollten konkrete Aussagen zu diesem Streuobstbestand gem acht werden.

Bisher liegt für den vorgenannten Bebauungsplan lediglich eine artenschutzrechtliche Rele­
vanzuntersuchung vor, die zum Ergebnis kommt, dass artenschutzrechtliche Untersuchun­
gen für verschiedene Tierarten noch erforderlich sind. Die Ergebnisse d ieser Untersuchun­
gen liegen noch nicht vor, so dass zum Artenschutz noch keine absch ließenden Aussagen 
getroffen werden können.
A llerd ings wird aus naturschutzfachlicher Sicht ergänzend d arau f h ingew iesen, dass im G e ­
biet verschiedenste Insektenarten (z.B . N ierenzipfelfa lter und Hornissen) vorkom m en.

Die ausgedehnte südliche landwirtschaftliche Fläche soll in den Geltungsbereich des vorge­
nannten Bebauungsplanes aufgenom m en werden. Die G ründe hierfür sind leider nicht aus 
der Begründung des Bebauungsplanes ersichtlich. In diesem Zusam m enhang wird darau f 
h ingew iesen, dass bei e iner evtl. späteren Bebauung dieser landwirtschaftlichen Flächen , 
trotz Einbeziehung in den vorgenannten Bebauungsplan , weiterhin eine naturschutzrechtli­
che Ausgleichsverpflichtung besteht.
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Von den Geschäftsbereichen W ald und Forstwirtschaft, G esundheit, Nachhaltige M obilität 
sowie Geoinform ation und Landentwicklung werden keine Anregungen, H inweise oder zu 
beachtende Fakten m itgeteilt.

Die Stellungnahm e des G eschäftsbereichs Denkm alschutz wird schnellstm öglich nachge­
reicht.

Mit freundlichen G rüßen

Baum ann
-Dieses Schreiben wurde digital erstellt und ist ohne Unterschrift gültig -

H in w e is  z u r  E in re ich u n g  d e r U n te r la g e n :
Im Zuge der D ig ita lis ie run g  der V erw a ltu ng svo rg än g e  bitten w ir S ie , künftig die U nterlagen  nur noch d ig ita l 
(bitte auch  ke ine C D s) zu r V erfügung zu ste llen :
-  per E m a il: b a u rech t@ o sta lb k re is .d e
-  über unseren Subm itBox L ink: h ttp s ://se cu tra n s .o s ta lb k re is .d e :4 4 3 /su b m it/b a u re ch t
-  V erö ffen tlichung  au f Ih re r H om epage
-  von Ihnen m itgeteilter L ink
Ihre A n frag e  au f S te llu ng n ah m e richten Sie bitte an die Em a il-A d re sse  b a u re ch t@ o sta lb k re is .d e .
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